
 
 
Mit dem Anfang dieses Jahres in Kraft getretenen 
„Zuwanderungsgesetz“ sollte die Praxis langjähriger 
„Kettenduldungen“ abgeschafft werden, so die offi-
ziellen Ankündigungen. Daher hofften viele der 
Flüchtlinge mit „Duldung“ auf die mit mehr sozialen 
Rechten und einem etwas sichereren Status ver-
bundene Aufenthaltserlaubnis, die gesetzlich vorge-
sehen ist. In Nordrhein-Westfalen war diese Hoff-
nung allerdings vergeblich:  

Der skandalöse Erlass des Innenministeriums 
von NRW vom 28.02.05 zur Umsetzung des 
„Zuwanderungsgesetzes“ betrügt die Flücht-
linge um ihre Rechte und legt ihnen in zyni-
scher Weise nahe, „freiwillig“ auszureisen – 
unter welchen Umständen auch immer (siehe 
Innenseite). 

 

Der Erlass des Innenministeriums von NRW vom 28.02.05 muss weg! 
 
Gleichzeitig übt die BRD Druck aus, um die Abschie-
bung von Flüchtlingen möglich zu machen: 

Viele der ungefähr 65.000 „Geduldeten“ in NRW sind 
Angehörige von Minderheiten aus dem Kosovo, die 
teilweise seit über einem Jahrzehnt hier leben. Bisher 
hat sich die UN-Interimsverwaltung im Kosovo (UN-
MIK) geweigert, Minderheitenangehörige aufzuneh-
men, weil deren Sicherheit im Kosovo bedroht ist. 
Noch im März bewertete der UNHCR die Sicherheits-
lage als „zerbrechlich und unberechenbar“, zudem ist 
die soziale Lage nach wie vor katastrophal. Wie jetzt 
bekannt wurde, haben sich bei einem Treffen in Berlin 

am 25. und 26. April Vertreter der UNMIK mit einer 
deutsche Delegation aus Vertretern des Bundesin-
nenministeriums und der Länder darauf geeinigt, ab 
Mai mit den Abschiebungen von Minderheitenangehö-
rigen aus dem Kosovo zu beginnen. Der Druck 
Deutschlands auf die UNMIK hat jetzt offensichtlich 
zum „Erfolg“ geführt... 

Damit wird einmal mehr deutlich, dass es weder darum 
geht, Flüchtlinge vor Verfolgung zu schützen, noch 
darum, ihnen hier ein menschenwürdiges Leben in Si-
cherheit zu ermöglichen. 

 
 
 
 

 
 Demonstration 

am 20.05.05 um 17.30 Uhr 
Treffpunkt: 

Düsseldorf Hauptbahnhof 
 
 
 
 
Es rufen auf: Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen 
Wuppertal/NRW, AGIF, SPI, Initiative gegen Rassismus und soziale 
Ausgrenzung Dortmund, Verein für die Wiederherstellung der Demokra-
tie in Niger, Palaĉho Drom, Flüchtlingsrat Bielefeld 
 
 
 
 

Waren bislang überwiegend Flüchtlinge und MigrantInnen von gekürzter Sozialhilfe (nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz), „gemeinnütziger Arbeit“ und Arbeit zu Niedriglöhnen unter ungesicherten Verhältnis-
sen betroffen, machen hier nun vermehrt auch andere die Erfahrung, dass sie sozial weniger abgesichert 
sind, als sie gedacht haben – wichtige Stichworte sind z.B. die Ausweitung ungesicherter Arbeits-
verhältnisse oder die zunehmende Repression gegenüber Arbeitslosen. 
Wir müssen beginnen, uns gemeinsam gegen alle Formen sozialer Aus- und Einschließung zu weh-
ren, wie auch immer sie heißen mögen – ob Asylbewerberleistungsgesetz, Hartz IV, 1-Euro-Jobs …–  
genauso wie gegen rassistische und völkische Haltungen in der Mehrheitsbevölkerung oder jeden 
Versuch, den Abbau sozialer Leistungen in diesem Sinn zu nutzen: 
Soziale Gerechtigkeit zu fordern bedeutet, ein besseres Leben für alle zu verlangen. 

 
 



 
 
 
Kettenduldungskarussell 
 
Bundesweit haben ungefähr 
230.000 Menschen ohne 
deutschen Pass als Aufent-
haltspapier eine „Duldung“.  

Viele von ihnen leben bereits 
seit Jahren hier, beispielsweise 
Angehörige von Minderheiten 
aus dem Kosovo, die teilweise 
seit über einem Jahrzehnt hier 
sind.  
 
Flüchtlinge erhalten eine „Dul-
dung“, wenn sie Deutschland 
verlassen sollen, aber aus ver-
schiedenen Gründen nicht ab-
geschoben werden können. 
Solche Abschiebehindernisse 
können zum Beispiel fehlende 
Papiere oder ein Abschiebe-
stopp wegen der Lage im Her-
kunftsland sein. Die Flüchtlinge 
werden in Deutschland gerade 
noch geduldet –  darunter gibt 
es nur noch die Illegalität. 
 

Das neue „Zuwande-
rungs“-gesetz  
 
Nach dem Aufenthaltsgesetz 
(früher: Ausländergesetz), das 
zum Gesetzespaket „Zuwande-
rungsgesetz“ gehört, ist die Zahl 
der sog. Aufenthaltstitel auf 
zwei begrenzt worden: eine (be-
fristete) Aufenthaltserlaubnis 
und eine (unbefristete) Nieder-
lassungserlaubnis. 
 
Eine „Duldung“ gilt nicht als 
Aufenthaltstitel, sondern als 
„Aussetzung der Abschiebung“. 
Die Lebenssituation ist von Un-
sicherheit und Rechtlosigkeit 
geprägt. 
 
Duldungen werden nur für kurze 
Zeiträume erteilt: mal wochen-

weise, mal für ein paar Monate 
– daher der Begriff „Kettendul-
dungen“. Die Suche nach einem 
Job ist mit einer – kurz befriste-
ten – Duldung sehr schwierig. 
Abgesehen davon ist die Mög-
lichkeit, die erforderliche Ar-
beitserlaubnis zu erhalten, stark 
eingeschränkt. Eine betriebliche 
Berufsausbildung ist mit einer 
Duldung de facto unmöglich, 
ebenso wie die Teilnahme an 
den staatlich geförderten „Integ-
rationskursen“. Es gibt kein 
Kinder- oder Erziehungsgeld, 
die Sozialhilfe ist häufig (nach 
dem Asylbewerberleistungsge-
setz) gekürzt und die Flüchtlin-
ge sind gezwungen, in desola-
ten Wohnheimen auf engstem 
Raum zu leben.  
 
Es war bisher fast unmöglich, 
aus der Duldung  herauszu-
kommen. Immer wieder hat es 
Proteste von Flüchtlingen ge-
gen diese entwürdige Lebens-
situation und Forderungen 
nach einem sicheren Aufent-
haltsrecht gegeben. 

In dem neuen Aufenthaltsge-
setz heißt es in § 25 Absatz 5: 
„Die Aufenthaltserlaubnis soll 
erteilt werden, wenn die Ab-
schiebung seit achtzehn Mona-
ten ausgesetzt ist“, allerdings 
nur „wenn der Ausländer unver-
schuldet an der Ausreise gehin-
dert ist“. 
 
Das bedeutet, dass alle, die aus 
Gründen, für die sie nicht per-
sönlich verantwortlich gemacht 
werden können, seit mehr als 
18 Monaten eine Duldung ha-
ben, nun eine sicherere und mit 
mehr sozialen Rechten verbun-
dene Aufenthaltserlaubnis be-
kommen sollen. 
 

VertreterInnen der rot-grünen 
Regierungsparteien haben 
immer wieder betont, dass 
mit dem neuen „Zuwande-
rungsgesetz“ die Praxis lang-
jähriger Kettenduldungen ab-
geschafft werden soll.  

Tatsächlich hat selbst Bundes-
innenminister Otto Schily die 
Abschaffung der Kettenduldun-
gen durch das Zuwanderungs-
gesetz angekündigt. „Diese 
Menschen bekommen einen or-
dentlichen Aufenthaltsstatus, 
Kettenduldungen schaffen wir 
ab“ (in „Die Zeit“ vom 
18.01.2005). 
 
Die Realität ist jedoch: diese 
Menschen bekommen nichts 
– zumindest nicht in NRW. 
 

Rot-Grünes „Musterland“ 
NRW 
 
Während in anderen Bundes-
ländern wie im CDU-regierten 
Niedersachsen oder in Rhein-
land-Pfalz Flüchtlinge mit Dul-
dungen tatsächlich eine Aufent-
haltserlaubnis erhalten, wird 
dies hier durch einen Erlass des 
Innenministeriums NRW vom 
28. Februar 2005 verhindert. 
Zum einen darf nach diesem Er-
lass ein Aufenthaltsrecht nicht 
erteilt werden, wenn eine freiwil-
lige Ausreise möglich ist – und 
die ist natürlich immer möglich, 
selbst wenn ein faktischer Ab-
schiebestopp besteht, auch in 
den Kosovo oder nach Afgha-
nistan. 
 
Zum anderen ist nach der Ge-
setzesbegründung die Zumut-
barkeit der Ausreise zu prüfen. 
Dazu heißt es z.B. in dem ent-
sprechenden Erlass des rhein-



 
 

 
 
land-pfälzischen Innenministeri-
ums, dass „die Überführung von 
langjährigen Duldungsinhabern 
in ein Bleiberecht nach § 25 
Abs. 5 AufenthG“ insbesondere 
in Betracht kommt, wenn „ein 
langjähriger Aufenthalt“ und ei-
ne Integration in die Lebensver-
hältnisse“ vorliegt. Auch wenn 
diejenigen „faktisch zu Inlän-
dern“ geworden sind, z.B. aus-
schließlich hier die Schule be-
sucht haben, sollen Aufent-
haltserlaubnisse erteilt werden. 
 
In NRW sieht diese Prüfung der 
Zumutbarkeit einer Ausreise 
nun so aus: Abgesehen von ei-
ner schweren Krankheit müssen 
„sonstige Gesichtspunkte“, die 
„die Ausreise unzumutbar er-
scheinen lassen können (z.B. 
lange Aufenthaltszeiten im Bun-
desgebiet, Gesichtspunkte 
„faktischer“ Integration aufgrund 
der Aufenthaltsdauer)“ unbe-
rücksichtigt bleiben.  
 
 

Das heißt, es gibt selbst nach 
beispielsweise 15 Jahren Auf-
enthalt keine Chance, endlich 
aus der Duldung rauszukom-
men. 
 
Aber das ist noch nicht alles: 
die Ausländerbehörden in 
NRW erteilen Flüchtlingen mit 
einer Duldung, die bisher eine 
Arbeitserlaubnis hatten, ver-
mehrt Arbeitsverbote.  
Eine Arbeitserlaubnis kann 
nach § 11 BeschäftigungsVer-
fahrensVerordnung verweigert 
werden, wenn „wenn bei diesen 
Ausländern aus von ihnen zu 
vertretenden Gründen aufent-
haltsbeendende Maßnahmen 
nicht vollzogen werden kön-
nen“. Und hier sind die Behör-
den offenbar der Ansicht, dass 
dies bei einer Duldung ohnehin 
der Fall ist. 
 
Diese Flüchtlinge erhalten 
auch nach langjähriger Be-
schäftigung kein Arbeitslo-
sengeld I,  

da sie durch das Arbeitsverbot 
dem Arbeitsmarkt nicht mehr 
zur Verfügung stehen. Vom Ar-
beitslosengeld II sind sie durch 
das SGB II (Hartz IV) ausge-
schlossen. 
 
Die Folge davon ist, dass sie 
in die Sozialhilfe gezwungen 
werden. Hier müssen sie nach 
einem Sondersozialhilfegesetz 
(Asylbewerberleistungsgesetz) 
für Flüchtlinge nicht nur mit ab-
gesenkten (Sach-)Leistungen 
und eingeschränkter medizini-
scher Versorgung auskommen, 
sondern sind auch gezwungen, 
eigene Wohnungen aufzugeben 
und wieder in Übergangswohn-
heime zu ziehen. 
 
Und wer von Sozialleistungen 
lebt, hat ohnehin kaum eine 
Chance, ein gesichertes Auf-
enthaltsrecht – etwa im Rah-
men sog. „Altfallregelungen“ 
– zu erhalten. Und damit sind 
wir wieder am Ausgangs-
punkt.

 
 

Umsetzung der angekündigten Abschaffung der Kettenduldungen 
als Mindestforderung! 

 

Letztlich kann es nur darum gehen, alle diskriminierenden Sonderregelungen für Menschen ohne deut-
schen Pass abzuschaffen. Aber das Mindeste ist doch wohl, dass wenigstens die offiziellen Ankündigun-
gen zum „Zuwanderungs“-gesetz zur Abschaffung der Kettenduldungen umgesetzt werden. 
Die Gründe, die bislang dazu führten, dass eine Abschiebung oder Ausreise unzumutbar waren, müssen 
ausreichend dafür sein, jetzt die Duldungen in Aufenthaltserlaubnisse umzuwandeln! Solche Gründe lie-
gen besonders klar auf der Hand, wenn sogar die Innenministerkonferenz angeordnet hat, von Abschie-
bungen abzusehen, wie bei Minderheitenangehörigen aus dem Kosovo, Flüchtlingen aus dem Irak und 
aus Afghanistan. 
 

Da auch die Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz nur befristet 
sind, muss darüber hinaus eine dauerhafte Lösung her: 
 

Bleiberecht für Alle! 
 

Lasst uns gemeinsam gegen diesen skandalösen Erlass des nordrhein-westfälischen 
Innenministeriums vorgehen und ein Bleiberecht erkämpfen! 
 

Für Eine Welt ohne Grenzen!



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
An den Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
Herrn Fritz Behrens 
Innenministerium NRW 
40190 Düsseldorf 
 
 
Wir fordern: 
• die Rücknahme des Erlasses des Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen „Auslän-

derangelegenheiten, Vollzug des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), hier: insbesondere §§ 25 Abs. 
4 und 5, 26 Abs. 4 und 102 Abs. 2 AufenthG“ vom 28.02.05; 

• die sofortige Umsetzung der ankündigten Abschaffung der Kettenduldungen; 
• ein Bleiberecht für alle Flüchtlinge und MigrantInnen! 
 

Vorname/Name Straße PLZ/Ort Unterschrift 

    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
 
 

Bitte schickt/schicken Sie die ausgefüllten Unterschriftenlisten an das Innenministerium von NRW  
unter der Faxnummer (0211) 871-3355 und Kopien eurer/Ihrer Unterschriftenlisten zu unserer Infor-

mation an die Faxnummer 089-1488296058 oder per Post an die: Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen / NRW, AZ Wuppertal, Markomannenstr. 3, 42105 Wuppertal. 

Wir wenden uns an das Innenministerium von Nordrhein-Westfalen, um gegen 
den skandalösen Erlass des Innenministeriums zu protestieren, der die Abschaf-
fung der Kettenduldungen verhindert, und um ein Bleiberecht statt fortgesetzter 

Ausgrenzung zu fordern. 


